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Vorgangsmappe für die Drucksache 19/7616

"Bayerns Erster Bürgerrat: Coronapandemie gemeinsam aufarbeiten, Gräben schließen und für

die Zukunft vorbereiten"

Vorgangsverlauf:

1. Initiativdrucksache 19/7616 vom 17.07.2025

2. Beschlussempfehlung mit Bericht 19/8645 des GP vom 07.10.2025
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Antrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Toni Schuberl, Ludwig 
Hartmann, Claudia Köhler, Jürgen Mistol, Verena Osgyan, Tim Pargent, 
Stephanie Schuhknecht, Benjamin Adjei, Andreas Birzele, Cemal Bozoğlu, 
Maximilian Deisenhofer, Gülseren Demirel, Florian Siekmann und Fraktion 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Bayerns Erster Bürgerrat: Coronapandemie gemeinsam aufarbeiten, Gräben 
schließen und für die Zukunft vorbereiten 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, unter Einbindung des Landtags einen Bürgerrat 
einzurichten, der sich mit den Folgen der Coronapandemie in Bayern, der Evaluation 
der ergriffenen Maßnahmen sowie der konzeptionellen Vorbereitung auf etwaige zu-
künftige Epidemien befasst. Das Zustandekommen und die Zusammensetzung des 
Bürgerrates soll die Staatsregierung im Einvernehmen mit dem Landtag erarbeiten. Da-
bei soll sie sich an den Grundlagen der durch den Bundestag initiierten Bürgerräte ori-
entieren. Insbesondere sollen die ergebnisoffene Beratung des Bürgerrates, die ge-
wichtete Zufallsauswahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer und die Unabhängigkeit 
des Bürgerrates als zentrale Kriterien berücksichtigt werden. 

Der Bürgerrat erhält den Arbeitsauftrag, die Folgen der Pandemie und der Infektions-
schutzmaßnahmen in Bayern zu untersuchen, zu bewerten und daraus Empfehlungen 
für die Vorbereitung auf zukünftige gesundheitliche Notstände abzuleiten. Dabei wird er 
beratend von Vertreterinnen und Vertretern des Landtags und der Staatsregierung so-
wie von Expertinnen und Experten unterstützt. 

Der Bürgerrat entscheidet selbst, welche Lebensbereiche und Politikfelder er für rele-
vant erachtet. Nach Bedarf kann der Bürgerrat Gutachten oder Studien in Auftrag ge-
ben. Dazu wird er durch das jeweils fachlich zuständige Staatsministerium unterstützt. 
Zum Abschluss seiner Arbeit legt der Bürgerrat der Öffentlichkeit, dem Landtag und der 
Staatsregierung seine Ergebnisse in Form eines Abschlussberichts vor. Der Landtag 
und die Staatsregierung nehmen hierzu schriftlich und öffentlich Stellung. 

 

 

Begründung: 

Die Coronapandemie, die von 2020 bis 2023 die Gesundheit der Weltbevölkerung be-
drohte, ist nicht spurlos an den Bayerinnen und Bayern vorbeigegangen. In Bayern ha-
ben sich 6 874 509 Menschen mit Corona infiziert. 31 446 sind daran verstorben (Zah-
len des Robert Koch-Instituts vom 11.07.2024). Viele leiden zudem heute noch an Lang-
zeitfolgen einer überstandenen Infektion. 

Alle Menschen in Bayern waren von den Infektionsschutzmaßnahmen betroffen, die 
notwendig waren, um die Infektionszahlen zu stabilisieren, um gesundheitlich gefähr-
dete Menschen zu schützen und um das Gesundheitssystem vor einer Überlastung zu 
bewahren. Mit freiheitseinschneidenden Maßnahmen, die es bis dahin noch nie in der 
Geschichte der Bundesrepublik gab, hat die bayerische Bevölkerung einen beispiello-
sen Kraftakt vollbracht. Doch dieser Kraftakt hat zweifelsohne sehr an den Nerven der 
Menschen gezehrt. 
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Der Bundestag hat in diesem Jahr eine Enquete-Kommission eingesetzt, mit der die 
Pandemiezeit aufgearbeitet und Lehren für zukünftige Notlagen gezogen werden soll. 
Die Erwartungen sind hoch und die Kommission, die zur Hälfte aus Abgeordneten und 
zur anderen Hälfte aus ernannten Expertinnen und Experten besteht, wird sie nicht alle 
erfüllen können. Doch die Entscheidung des Bundestags zeigt klar, dass es ein Bedürf-
nis nach Aufarbeitung gibt und dass diese von allen Ebenen, die maßgeblich an den 
Infektionsschutzmaßnahmen beteiligt waren, vorangetrieben werden muss. 

Hier ist auch der Freistaat gefragt. Die konkrete Ausgestaltung der Maßnahmen lag in 
der Zuständigkeit der Staatsregierung. In Teilen wurde der Landtag hinzugezogen. Der 
Freistaat muss sich selbst der Aufgabe annehmen, diese Maßnahmen im Detail anzu-
schauen, ihre Auswirkungen zu erfassen und Lehren für die Zukunft daraus zu ziehen. 
Dabei sollten aber nicht Politikerinnen und Politiker die von Politikerinnen und Politikern 
getroffenen Maßnahmen selbst überprüfen, sondern es sollte ein Bürgerrat zusammen-
kommen, der dies tut. Es wäre Bayerns erster Bürgerrat auf Landesebene. 

Wir als Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN haben schon im April 2020 – also vier 
Wochen nach Beginn der Maßnahmen – eine wissenschaftliche Evaluation der Infekti-
onsschutzmaßnahmen der Staatsregierung gefordert. Denn uns war klar, dass die Maß-
nahmen so zielgerichtet wie möglich sein mussten, um nur so viel Freiheitseinschrän-
kungen wie nötig mit sich zu bringen. Im Mai 2020 forderte unsere Fraktion dann die 
Einbindung des Landtags bei der Erstellung der Infektionsschutzmaßnahmenverord-
nungen und eine Studie zu den psychosozialen Auswirkungen der Ausgangssperren 
auf Kinder und Jugendliche. Diese und ähnliche Forderungen – wie bspw. eine interdis-
ziplinäre Coronakommission, die zum einen die Staatsregierung bei den Maßnahmen 
berät als auch im Nachgang Lehren für die Gesellschaft zieht, ein bayerisches Corona-
maßnahmengesetz oder ein Coronakrisetransparenzgesetz – hielten wir durchgehend 
aufrecht. Leider wurden diese Vorschläge nicht angenommen. Nach und nach bewegte 
sich jedoch auch die Staatsregierung und es wurden Abstimmungen über die Infekti-
onsschutzmaßnahmenverordnungen im Landtag eingeführt und die Maßnahmen aus-
führlicher begründet und erklärt. 

Doch eine gesellschaftliche Aufarbeitung der Maßnahmen, die über die rein infektiolo-
gische Betrachtung hinausgeht, plant die Staatsregierung nach wie vor nicht. Wir müs-
sen jetzt aufarbeiten, welche Auswirkungen die Pandemie auf uns Alle hatte. Welche 
Schutzmaßnahmen haben funktioniert, welche müssen besser angewandt werden? 
Wie ging es den Menschen während der Pandemie und wie wirkt sich diese Zeit bis 
heute auf uns aus? Der Bundestag und viele andere Bundesländer, wie zum Beispiel 
Sachsen, Brandenburg und Thüringen, stellen sich diesen Fragen. 

Um diese Fragen zu beantworten, braucht es jetzt entschlossenes Handeln und inno-
vative Ideen. Wir schlagen daher einen Bürgerrat vor, mit dem die Bürgerinnen und 
Bürger jenseits politischer Strategien und Schuldzuweisungen die sachliche Aufarbei-
tung selbst in die Hand nehmen. Es braucht zweitens Studien und Gutachten in allen 
Fachbereichen der Staatsregierung, weil alle Lebensbereiche betroffen waren. Und es 
braucht drittens ein klares Verfahren für transparente und demokratische Entscheidun-
gen in Krisen. Wir dürfen in Zukunft keine Zeit mehr verlieren mit Kompetenzdiskussio-
nen, sondern sollten bspw. Art. 48 der Bayerischen Verfassung so reformieren, dass er 
einen klaren Ablauf für die Entscheidungsfindung in jeder Krise vorgibt. 

Nach dieser Pandemie darf nicht einfach zur Tagesordnung übergegangen werden, 
sondern muss dafür gesorgt werden, dass Bayern gestärkt aus dieser Krise hervorgeht 
und für mögliche kommende Krisen besser gewappnet sind. Ein Bürgerrat ist für diese 
Aufgabe gut geeignet. Gerade weil alle gemeinsam die Infektionsschutzmaßnahmen 
umgesetzt haben, sollte auch ein repräsentativer Rat sich der Evaluation dieser Maß-
nahmen annehmen. Dieser ist im Gegensatz zu einem Parlamentsgremium frei von 
parteistrategischen Interessen. Zudem ist er nicht an den Rhythmus der Legislaturperi-
oden gebunden und kann sich die Zeit nehmen, die er braucht. 

Die bisherigen Aufarbeitungsversuche durch Studien und durch Expertinnen und Ex-
perten sind sehr wertvoll. Es ist jetzt zusätzlich notwendig, den Bürgerinnen und Bür-
gern selbst das Heft des Handelns in die Hand zu geben! Bürgerräte sind ein neues 
Instrument der direkten Demokratie, das sich im Bund und in anderen Bundesländern 
bereits bewährt hat. In einem mehrstufigen Prozess werden Bürgerinnen und Bürger in 
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einer gewichteten Zufallswahl ausgelost. So entsteht ein Rat, der der Diversität der Be-
völkerung entspricht. Über mehrere Monate oder Jahre hinweg berät der Bürgerrat in 
Eigenregie das Thema, mit dem er betraut ist, und hört dabei Expertinnen und Experten 
und Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger an. Bei komplexeren Frage-
stellungen, für deren Beantwortung ein Gutachten oder eine Studie benötigt wird, kann 
der Bürgerrat finanziell und personell durch die jeweiligen Staatsministerien unterstützt 
werden. Andere Bürgerräte, die ihre Arbeit bereits abgeschlossen haben, haben um 
fangreiche und gewinnbringende Handlungsempfehlungen für die Politik vorgelegt. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Gesundheit, Pflege und Prävention 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Toni Schuberl 
u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 19/7616 

Bayerns Erster Bürgerrat: Coronapandemie gemeinsam aufarbeiten, Gräben 
schließen und für die Zukunft vorbereiten 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Andreas Hanna-Krahl 
Mitberichterstatter: Thorsten Freudenberger 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Gesundheit, Pflege und Prävention fe-
derführend zugewiesen. Weitere Ausschüsse haben sich mit dem Antrag nicht 
befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 29. Sitzung am  

7. Oktober 2025 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Bernhard Seidenath 
Vorsitzender 
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